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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000041/2016 

an die Kommission 
Artikel 128 der Geschäftsordnung 
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Betrifft: Störung des freien Warenverkehrs durch Griechenland 

In den vergangenen Jahren wurde eine Anzahl von Verstößen gegen EU-Recht durch Griechenland 
beobachtet, wobei der jüngste Verstoß die Blockade der bulgarisch-griechischen Grenze – verursacht 
durch Proteste griechischer Landwirte – war. Während der vergangenen zwei Wochen wurde die 
Grenze durch griechische Gewerkschaften blockiert, wodurch der freie Warenverkehr gestört wurde. 
Auf beiden Seiten der Grenzübergänge bildeten sich Lkw-Schlangen von mehr als 20 km. Die 
Blockade verursachte jedem Frachtführer Kosten von 150 EUR bis 500 EUR pro Tag. Zwei Drittel der 
betroffenen Fahrer sind Bürger Polens, der Tschechischen Republik, Österreichs, der Slowakei, 
Ungarns oder Deutschlands. Sie befinden sich in einer außerordentlich schwierigen Lage, da sie 
keinen oder einen stark eingeschränkten Zugang zu Nahrungsmitteln und Trinkwasser haben. Es gibt 
weder Sanitäranlagen noch Zugang zu medizinischer Versorgung.  

1. Vertritt die Kommission die Ansicht, dass das Versagen der griechischen Regierung, diese 
inakzeptable Lage zu beenden, einen direkten Verstoß gegen die Verträge, insbesondere 
Artikel 21 und 28 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und Artikel 1, 2 und 
4 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, darstellt? 

2. Falls ja, welche Maßnahmen plant die Kommission, um die Frachtführer für ihre Verluste zu 
entschädigen? 
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